
Der niedergelassene Arzt ist Freiberuf-
ler – warum muss er Gewerbesteuer
zahlen?
Das muss er nicht. Die Berufstätigkeit
der Ärzte zählt gemäß § 18 Abs. 1 Nr. 1
EStG zur freiberuflichen Tätigkeit. Ein-
künfte des Arztes sind solche aus selbst-
ständiger Arbeit und nicht aus Gewer-
bebetrieb – unabhängig davon, ob sie
hundert oder hunderttausend Euro be-
tragen. Das gilt auch dann, wenn sich der
Arzt bei der Ausübung seines Berufs der
Mithilfe fachlich vorgebildeter Arbeits-
kräfte bedient, solange er selbst leitend
und eigenverantwortlich tätig wird 
(Jedenfalls bei der Beschäftigung eines
einzigen weiteren approbierten Zahn-
arztes wird eine „eigenverantwortli-
che Tätigkeit“ noch gegeben sein: FG 
des Landes Sachsen-Anhalt, Urt. v.
24.08.2006, 1 K 30035/02). Stets jedoch
muss die konkret ausgeübte Tätigkeit
dem Berufsbild des Arztes entsprechen
(und nicht dem eines Unternehmers).
Die Trennlinie zwischen diesen Berufs-
bildern ist in der Rechtsprechung durch-
aus unsicher, sie fällt im Einzelfall aber
strenger aus als viele Ärzte meinen. Eine
Kostprobe: Unternehmer verkaufen Me-

dizinprodukte, Nahrungsergänzungs-
mittel oder Pflegeutensilien. Ärzte
nicht. Unternehmer vermieten oder
überlassen medizinische Geräte. Ärzte
nicht. Und: Unternehmer „verleihen“
Personal oder stellen Spezialisten zur
Behandlung von Krankheitsbildern ein,
mit denen sie selbst nicht vertraut sind.
Ärzte – Sie ahnen es – tun das nicht. Ver-
hält sich ein Arzt wie ein Unternehmer,
unterfällt er der Gewerbesteuerpflicht.
Dann muss er nach Aufforderung des Fi-
nanzamts eine Bilanz erstellen. Bereits
durch die hiermit verbundene – vorge-
zogene – Besteuerung verliert der Arzt
an Liquidität – und das ist nur ein Nach-
teil der Gewerblichkeit einer ärztlichen
Praxis.1

Der Arzt wird „versehentlich“ Unter-
nehmer – ist das nicht verfassungswid-
rig?
Nein. Das Bundesverfassungsgericht
hat unlängst sowohl die Gewerbesteu-
erfreiheit der freien Berufe2 als auch 
die sogenannte Abfärbetheorie als mit
dem Grundgesetz vereinbar erklärt.3

Letzteres ist die „schlechte Nachricht“
für niedergelassene Ärzte. Hiernach

nämlich unterfallen Einnahmen von
Personengesellschaften bereits bei ei-
ner nur teilweise gewerblichen Tätig-
keit in Gänze der Gewerbesteuerpflicht.4

Die gewerbliche Tätigkeit „infiziert“
gleichsam die gesamte, auch nichtge-
werbliche Tätigkeit. Hierin sieht das
Bundesverfassungsgericht eine – zu-
lässige – Ausnahme vom verfassungs-
rechtlich gebotenen Grundsatz der
steuerlichen Lastengleichheit bei abs-
trakt möglicher gleicher Ertragskraft.
Eine unverhältnismäßige Beeinträch-
tigung ist damit aus Sicht des Gerichts
nicht verbunden: Mit Bestehen der 
Gewerbesteuerpflicht gehen zugleich
Steuervergünstigungen einher (zum
Beispiel die Anrechenbarkeit der Ge-
werbesteuer auf die Einkommens-
steuer), außerdem gebe es Gestal-
tungsspielräume zur Vermeidung der
Gewerbesteuerpflicht (hierzu: s.u.).  

Ich will keine Gewerbesteuer zahlen –
was also ist zu tun?
Zunächst ist zwischen Einzelpraxen 
und reinen Organisationsgemeinschaf-
ten („Praxisgemeinschaft“) einerseits
und sogenannte Berufsausübungsge-
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Ärzte und Anwälte wissen wenig voneinander, haben aber vieles gemeinsam: Beide Berufs-
gruppen begreifen sich ihrem Selbstverständnis nach gern als „Praktiker“, helfen Menschen auf
eine oftmals sehr konkrete Weise und überbringen dabei lieber gute Nachrichten als schlechte.
Und es gibt eine weitere Gemeinsamkeit: Ärzte und Anwälte sind Freiberufler. Als solche zahlen
sie bekanntlich keine Gewerbesteuer. Aber stimmt das überhaupt? Der nachfolgende Beitrag be-
antwortet fünf – aus Sicht des Ärzte beratenden Rechtsanwalts – besonders wichtige Fragen
rund um das Thema: Wie Ärzte den Anfall von Gewerbesteuer vermeiden und dennoch zusätz-
liche Einkünfte erzielen können.

Gestatten, 
Freiberufler!
| RA, FA MedR Norman Langhoff, LL.M., 

RA Wiss. Mit. Niklas Pastille
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meinschaften („Gemeinschaftspraxis“)
andererseits zu unterscheiden. Im ers-
ten Fall ist der Anfall von Gewerbe-
steuer zwar lästig, aber keine Katastro-
phe: Die ärztliche und die gewerbliche
Einkommensart werden getrennt er-
mittelt. Bei der Gemeinschaftspraxis ist
das anders: Hier genügt die gewerbe-
steuerpflichtige Tätigkeit eines einzi-
gen Partners beziehungsweise Gesell-
schafters, und die Einkünfte der Praxis
sind insgesamt gewerbesteuerpflichtig.
Gewerbegefahr droht in der Arztpraxis
insbesondere beim Vertrieb von Pro-
dukten an Selbstzahler: Sei es ein Pro-
phylaxeshop (zum Beispiel Angebot 
von Zahnseide), der Verkauf spezieller
Hilfsmittel (Spezialbürsten, Zahnpasta,
Kaugummis) oder ein kosmetischer
„Bleaching Service“: Jede dieser mit 
Gewinnabzielungsabsicht verfolgten
Tätigkeiten führt unweigerlich zu Ein-
künften aus Gewerbebetrieb, die bei
Überschreiten der Geringfügigkeits-
schwelle (1,25 Prozent des Gesamt-
umsatzes)5 die gesamten Einkünfte der
Gemeinschaftspraxis infiziert. Das be-
deutet – noch einmal –, dass sämtliche 
an der Gemeinschaftspraxis beteiligten
Ärzte auf alle freiberuflichen Einnah-
men Gewerbesteuer zahlen müssen.
Werden im Rahmen der integrierten
Versorgung nach §§ 140a ff. SGB V zu-
dem Fallpauschalen gezahlt, die neben
der reinen ärztlichen Leistung auch die
Abgabe von Arzneien und Hilfsmitteln
abdecken, so kann grundsätzlich auch
dies bei Gemeinschaftspraxen zur Ab-
färbung der gewerblichen auf die ärzt-
liche Tätigkeit führen.6 Hiervor „schüt-
zen“ kann sich der Arzt allein durch die
vom Bundesfinanzhof in seinem Urteil

vom 19.02.1998, Az. IV R 11/97 emp-
fohlene „Umgehungsstrategie“ – die
Gründung einer eigenen GbR be-
ziehungsweise GmbH mit erklärterma-
ßen gewerbesteuerpflichtigem Gesell-
schaftszweck als Schwestergesell-
schaft des ärztlichen Betriebs. Bei deren
Konzeption und Gründung kann ein
Rechtsanwalt helfen. Die eigentliche
Schwierigkeit besteht erfahrungsge-
mäß in der räumlichen und organisato-
rischen Trennung von Praxisbetrieb und
Gewerbetätigkeit, die auch im hekti-
schen Arztalltag jederzeit eingehalten
werden muss, und zwar in all ihren Fa-
cetten: Getrennte Kassenführung, ge-
trenntes Konto, getrennte Warenlager,
getrennte Rechnungsbögen, getrennte
Aufzeichnungen, getrennte Steuerer-
klärung. Eine Trennung „auf dem Pa-
pier“ reicht nicht aus.7 Gefahren dro-

hen schließlich auch dort, wo nicht 
jeder Arzt sie erwarten wird: Wer als
Praxisinhaber einen Arzt einstellt (als
festen oder freien Mitarbeiter), der sei-
nerseits ohne Kontrolle oder Aufsicht
tätig wird – fachgebietsfremd oder als
„Spezialist“ für Teilgebiete (zum Bei-
spiel Implantate) –, erzielt Einkünfte aus
Gewerbebetrieb. Nur wenn der Praxis-
inhaber – wenigstens im Notfall – in die
Behandlung einbezogen werden kann
(wofür seine fachlichen Kenntnisse
dann auch ausreichen müssen!), gilt er
weiterhin als Freiberufler.8 Auch bei den
Fallpauschalen ist auf die strikte Tren-
nung des freiberuflichen und gewerb-
lichen Teils der vereinbarten Leistungen
in den Verträgen mit den Krankenkas-
sen zu achten (eine eindeutige Tren-
nung ist notfalls nachträglich anzure-
gen). 

Gewerbesteuer ist nicht alles – welche
Gefahren drohen noch?
Es gibt immerhin noch ein ärztliches
Berufsrecht! Dieses untersagt dem Arzt
grundsätzlich den Verkauf beziehungs-
weise die – auch unentgeltliche – Ab-
gabe von Produkten in der Arztpraxis.
Der Arzt darf insoweit auch keine Wer-
bung betreiben.9 Die eigentliche ärztli-
che Behandlung und eine etwaige Ver-
kaufstätigkeit sollen sich, so fordert es
das Berufsrecht, an keiner Stelle über-
schneiden, der Arzt darf das in ihn ge-
setzte Vertrauen nicht zur Verkaufsför-
derung einsetzen. Eine Ausnahme von
diesem weitreichenden Verbot besteht
dort, wo die Abgabe von Waren und 
die Erbringung von Dienstleistungen
wegen ihrer Besonderheiten notwen-
diger Bestandteil der Therapie sind 
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Gewerbegefahr droht in der Arztpraxis insbesondere beim 
Vertrieb von Produkten an Selbstzahler: Sei es ein Prophylaxe-
shop […] der Verkauf spezieller Hilfsmittel […] oder ein 
kosmetischer „Bleaching Service“ …

Die eigentliche ärztliche 
Behandlung und eine 
etwaige Verkaufstätigkeit 
sollen sich, so fordert es das
Berufsrecht, an keiner Stelle
überschneiden …



(§ 3 Abs. 2 a.E. Musterberufsordnung),
zum Beispiel bei einer fachlichen Erst-
einweisung des Patienten. Steht der
Verkauf von Produkten demgegenüber
in keinem denkbaren Zusammenhang
mit dem Heilauftrag des Arztes, sodass
dieser dem Patienten dabei auch nicht
„als Arzt“ gegenübertritt, verbietet das
Berufsrecht eine gewerbliche Tätigkeit
zwar nicht – bei der Trennung von ärzt-
lichem und Gewerbebetrieb wird es
(aus steuerlichen Gründen) aber den-
noch bleiben müssen. Zuletzt ist immer
auch an die Umsatzsteuer zu denken:
Nur für die Heilbehandlung selbst gibt
es im Umsatzsteuergesetz eine eigene
Befreiungsvorschrift (§ 4 Nr. 14 UStG).
Hiervon nicht erfasst ist – neben selbst
hergestellter Prothetik – beinahe die
gesamte üblicherweise vom Arzt ange-
botene Produktpalette.10

Wer hilft im Notfall?
Geht es um die vorausschauende Ge-
staltung des eigenen (ärztlichen und 
gewerblichen) Angebotsprofils, ist der
niedergelassene Arzt sowohl beim Steu-
erberater als auch beim Anwalt zumeist
gut aufgehoben. Auskünfte erteilt ggf.
auch das Finanzamt selbst. Ist das Kind
dagegen bereits „in den Brunnen gefal-
len“ (Bescheide des Finanzamts bzw. der
Gemeinde, Ertragskrisen), sind mit der
dann nötigen Krisenreaktion fast immer
auch anwaltliche Aufgaben verbunden
(übrigens sollte der Anwalt in diesen Fäl-
len auch vom Medizinrecht etwas ver-
stehen und nicht allein „Steuerrechtler“
sein). Und immer wird ein „Profi“ kon-
sultiert werden müssen, wenn Insolvenz
droht oder eingetreten ist. „Profi“ kann
dabei sowohl ein spezialisierter Steuer-
berater als auch ein insolvenzrechtlich
kundiger Rechtsanwalt sein. Optimal ist
es, wenn der jeweilige Berater bereits
Erfahrung mit der Fortführung einer
Arztpraxis in der Insolvenz gesammelt
hat. Dann nämlich bedeutet die Insol-
venz für den freiberuflich tätigen Arzt
mit etwas Glück heute nicht mehr – wie
noch vor Kurzem – das endgültige be-
rufliche Aus.11
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